
Vertrauen braucht Regeln – damit wir uns gut verstehen

1. Die Rechtsanwälte Dr. Sonntag (Dr. Gabriele Sonntag, Roland Tilch und Philipp Krasa) werden von mir mit der außergerichtlichen 
Vertretung beauftragt. Sollte eine gerichtliche Vertretung notwendig werden, so wird schon jetzt für diesen Zeitpunkt ein weiteres Man-
dat als neue Angelegenheit erteilt. Die Mandats- und Gebührenvereinbarung gilt auch für künftige Aufträge/Mandate. Die Vertretung 
bezieht sich nur auf zivil-/straf-/öffentlich-rechtliche Bestimmungen. Andere Bestimmungen, insbesondere steuerliche, werden nicht 
geprüft. Die Beratung und Vertretung bezieht sich ausschließlich auf das Recht der Bundesrepublik Deutschland.

2. Ich wurde darüber belehrt, dass sich die Gebühren des Rechtanwalts nach dem Gegenstandswert berechnen. Die Vergütung ist 
nach dem Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) zu ermitteln. Nähere Informationen können auch der Gebührentabelle entnommen 
werden, die bereitliegt. Die Information der Bundesrechtsanwaltskammer zur Anwaltsvergütung habe ich erhalten.

Gebührenvereinbarung

3. Ich bin damit einverstanden, dass Rahmengebühren in Höhe des jeweiligen Höchstbetrages der anzuwendenden Bestimmungen 
abgerechnet und gegen mich nach § 11 RVG festgesetzt werden können. Der Rechtsanwalt nimmt diese Zustimmung an. Ich wurde 
darüber belehrt, dass diese Gebühren in einzelnen Fällen von mir persönlich zu zahlen sind und es sein kann, dass sie nicht vom 
Gegner oder Dritten (z. B. Rechtsschutzversiche-rung oder Staatskasse) erstattet werden.

4. Neben den nach Nr. 7000 Vergütungsverzeichnis RVG zu entschädigenden Auslagen für Ablichtungen vereinbaren wir Fotoko-
pierkosten in Höhe von 0,50 EUR bis 50 Fotokopien, für jede weitere Kopie dann 0,15 EUR. Ich wurde darauf hingewiesen, dass 
diese Fotokopierkosten nicht vom Gegner oder einem Dritten (z. B. Rechtsschutzversicherung, Staatskasse) erstattet werden. Diese 
Vereinbarung ist für die interne Kostenberechnung mit mir maßgeblich. Weiter wird vereinbart, dass der Rechtsanwalt Hebegebühren 
abrechnen darf.

5. Dem Rechtsanwalt werden von mir Fahrtkosten in Höhe von 0,50 EUR pro Kilometer erstattet. Ich wurde darauf hingewiesen, dass 
es sein kann, dass Fahrtkosten nicht vom Gegner oder einem Dritten (z. B. Rechtsschutzversicherung oder Staatskasse) erstattet 
werden.

6. Eine Anrechnung von Gebühren für eine Beratung sowie der Geschäftsgebühr auf die Verfahrensgebühr findet nicht statt. Eine Ver-
gütung entsteht für jede Angelegenheit gesondert. Ich wurde darüber belehrt, dass diese Gebühr in einzelnen Fällen von mir persönlich 
zu zahlen ist und nicht vom Gegner oder Dritten (z. B. Rechtsschutzversicherung oder Staatskasse) erstattet wird.

7. Ich verpflichte mich, den Rechtsanwalt über alle mit dem Auftrag zusammenhängenden Tatsachen umfassend zu informieren und 
ihm sämtliche mit dem Auftrag zusammenhängenden Schriftstücke vorzulegen. Ich verpflichte mich, während der Dauer des Mandats 
nur in Abstimmung mit dem Rechtsanwalt mit Gerichten, Behörden der Gegenseite oder sonstigen Beteiligten Kontakt aufzunehmen.

Ich bin außerdem verpflichtet, den Rechtsanwalt während der Dauer des Mandats stets zu unterrichten und ihm neu eingehende, 
wiedergefundene und alle sonstigen mit dem Mandat im Zusammenhang stehenden Schriftstücke vorzulegen. Ich habe den Rechtsan-
walt zu informieren, wenn ich meine Anschrift, Telefonnummer etc. wechsele oder über längere Zeit wegen Urlaubs oder aus anderen 
Gründen nicht erreichbar bin.

Der Rechtsanwalt darf meinen Angaben stets glauben und muss keine eigenen Nachforschungen anstellen. Ich verpflichte mich, die 
mir überlassenen Briefe und Schriftsätze des Anwalts stets sorgfältig zu lesen und insbesondere daraufhin zu überprüfen, ob die darin 
enthaltenen tatsächlichen Angaben der Wahrheit entsprechen und vollständig sind. Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet. Diese Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm im Rahmen des Mandats anvertraut oder sonst bekannt wird. Insoweit steht dem 
Rechtsanwalt auch ein Zeugnisverweigerungsrecht zu.

8. Der Rechtsanwalt hat eine Berufshaftpflichtversicherung mit einer Deckungssumme von 1.000.000,00 EUR abgeschlossen. Die 
Haftung des Rechtsanwalts für Vermögensschäden wird auf diesen Betrag begrenzt. Die Haftung für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
bleibt davon unberührt. Ich verpflichte mich, den Rechtsanwalt zu informieren, wenn für mich erkennbar ist, dass höhere Schäden 
entstehen könnten.

9. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, zur Bearbeitung des Auftrags Mitarbeiter, andere Rechtsanwältinnen oder Rechtsanwälte, sowie 
fachkundige Dritte heranzuziehen. Sofern dadurch zusätzliche Kosten entstehen, verpflichtet sich der Rechtsanwalt, zuvor meine 
Zustimmung einzuholen.

10. Soweit der Rechtsanwalt auch beauftragt ist, den Schriftwechsel mit der Rechtsschutzversicherung zu führen, wird er von der 
Verschwiegenheitsverpflichtung im Verhältnis zur Rechtsschutzversicherung ausdrücklich befreit. In diesem Fall versichere ich, dass 
der Versicherungsvertrag mit der Rechtsschutzversicherung weiterhin besteht, keine Beitragsrückstände bestehen und in gleicher An-
gelegenheit keine anderen Rechtsanwälte beauftragt und von der Rechtsschutzversicherung bezahlt worden sind. Ich trete sämtliche 
Ansprüche gegen die Gegenseite, insbesondere auf Kostenerstattung, gegen Rechtsschutzversicherungen oder sonstige Dritte, in 
Höhe der Honorarforderung des Anwalts an diesen ab. Der Anwalt nimmt die Abtretung an.

......................................................, den ………………..		         ………………….............................................



11. Ich bin verpflichtet, sowohl einen angemessenen Vorschuss als auch die vollständige Vergütung des Rechtsanwalts zu bezahlen. 
Dies gilt auch, wenn Kostenerstattungsansprüche gegen Rechtsschutzversicherung, Gegenseite oder Dritte bestehen. Ich trete sämt-
liche Ansprüche auf Kostenerstattung gegen die Gegenseite, Rechtsschutzversicherungen oder sonstige Dritte in Höhe der Honorar-
forderung des Anwalts an diesen ab. Der Anwalt nimmt die Abtretung an.

12. In Ehesachen haftet der Rechtsanwalt weder für die Vollständigkeit noch für die Richtigkeit oder die Echtheit der für die Versor-
gungsausgleichsberechnung durch mich oder die Gegenseite vorgelegten Unterlagen. Die Überprüfung der Richtigkeit der von den 
Versorgungsträgern mitgeteilten Beträge ist nicht Gegenstand des Auftrags. Verzug tritt bei Unterhaltssachen erst dann ein, wenn die 
Gegenseite zur Auskunft oder Zahlung schriftlich aufgefordert wurde. Unterhaltsansprüche, auch bereits titulierte, verwirken dann, 
wenn diese nicht innerhalb eines Jahres gerichtlich durchgesetzt oder vollstreckt werden. Ich wurde darüber informiert, dass im Falle 
von Geltendmachung von Trennungsunterhalt auch Vorsorgeunterhalt geltend gemacht werden kann. Bei Auszug aus einer beiden 
Ehegatten gehörenden Immobilie kann der in der Immobilie verbleibende Ehegatte anteiligen Ausgleich für die Lasten und Forde-
rungen verlangen, die er dann weiter alleine trägt. Der ausgezogene Ehegatte kann Nutzungsentgelt verlangen. Auf die Möglichkeit, 
Vorsorgeunterhalt geltend zu machen, wurde ich hingewiesen. Über die Möglichkeit eine vorzeitige Aufhebung der Zugewinngemein-
schaft zu verlangen, wurde ich informiert. Ich wurde darauf hingewiesen, dass im Zusammenhang mit der Beurkundung einer Schei-
dungsfolgenvereinbarung die Einschaltung eines Steuerberaters notwendig ist, sofern es um die Übertragung von Immobilien geht. 

13. Ich wurde darüber informiert, dass in bestimmten Streitigkeiten, z. B. arbeitsrechtlichen, familienrechtlichen, insbesondere im 
Scheidungsverfahren außergerichtlich sowie in der ersten Instanz, kein Anspruch auf Erstattung der Anwaltsgebühren oder sonstiger 
Kosten besteht. In diesem Verfahren trägt unabhängig vom Ausgang jede Partei ihre Kosten selbst.

14. Ich wurde darüber informiert, dass ich bei Vorliegen der Voraussetzungen Beratungshilfe erhalte und dass die Beratungshilfe 
aufgehoben werden kann, wenn ich aufgrund der Beratung oder Vertreter, für die mir Beratungshilfe bewilligt wurde, etwas erlangt 
habe. Sofern Verfahrens-/Prozesskostenhilfe beantragt werden soll, muss ich unverzüglich alle Unterlagen über Einkommens- und 
Vermögensverhältnisse sowie Belastungen vorlegen. Versäume ich dies, kann die Bewilligung der Prozesskostenhilfe durch das Ge-
richt abgelehnt werden. In diesem Falle kann der Rechtsanwalt nach den gesetzlichen Vorschriften abrechnen. Der Rechtsanwalt ist 
nicht für die Vorlage der für die Bewilligung von Verfahrens-/Prozesskostenhilfe erforderlichen Unterlagen oder die Angaben im Antrag 
verantwortlich. Auch mit einer Überprüfung der Verfahrens-/Prozesskostenhilfe nach Abschluss des Hauptsacheverfahrens ist der 
Anwalt nicht beauftragt.

15. Für den Fall der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses wird darauf hingewiesen, dass ich zur Vermeidung einer Kürzung der Ar-
beitslosengeldansprüche verpflichtet bin, mich unverzüglich nach Erhalt einer Kündigung persönlich beim Arbeitsamt arbeitssuchend 
zu melden. Außerdem bin ich verpflichtet, aktiv nach einer neuen Beschäftigung zu suchen.

16. Der Rechtsanwalt ist berechtigt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im Rahmen des Auftrags mit Datenverarbeitungsan-
lagen zu erfassen, zu speichern und zu verarbeiten. Ich bin mit der Übermittlung meiner personenbezogenen Daten und sonstigen 
mandatsbezogenen Informationen im Rahmen des erteilen Auftrags an meine jeweils zuständige Rechtsschutzversicherung, sowohl 
per Fax, E-Mail als aber auch über elektronische Rechtsschutzversicherungsdienste (z.B. Drebis; www.drebis.de), KFZ-Haftpflicht 
(Kasko) Versicherung(en), sonstige private/gesetzliche Versicherungen, die mandatsbezogen mit der Abwicklung von Ansprüchen 
betraut sind oder mandatsbezogen Ansprüche geltend machen, die anwaltliche Vermögenshaftpflichtversicherung, Behörden, Träger 
der Sozialversicherung, Ärzte / Krankenhäuser / Krankenkassen, ggf. von Ihnen benannte Zeugen, Sachverständige, wenn und soweit 
im Rahmen für die Mandatsführung notwendig, während und soweit notwendig auch nach Beendigung des Mandats, einverstanden.

Ich bin mit der Übermittlung meiner personenbezogenen Daten und sonstigen mandatsbezogenen Informationen im Rahmen des 
erstellten Auftrages notwendiger Wartung der EDV Anlage der Kanzlei Dr. Sonntag Rechtsanwälte an die Wartungsperson, wenn 
dies technisch unvermeidlich ist, und wenn das ausführende EDV-Unternehmen und dessen Mitarbeiter zum Datenschutz und zur 
Vertraulichkeit besonders verpflichtet sind, zur Überprüfung des Qualitätsstandards der Kanzlei Dr. Sonntag Rechtsanwälte durch die 
zertifizierende Person (QM-Zertifizierung), einverstanden, sofern das zertifizierende Unternehmen und dessen Mitarbeiter zum Daten-
schutz und zur Vertraulichkeit besonders verpflichtet sind.

Ich kann diese Einwilligung jederzeit durch schriftliche oder textliche (z.B. E-Mail), mündliche oder fernmündliche Erklärung gegenüber 
der Kanzlei für die Zukunft widerrufen. Der Widerruf für die Zukunft lässt die Rechtmäßigkeit der Einwilligung bis zum Zeitpunkt des 
Widerrufs unberührt.

17. Für den Fall, dass ich keinen Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland habe, vereinbaren die Parteien Fürth als Gerichtsstand. 
Gleiches gilt, wenn ich meinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort ins Ausland verlege oder mein Wohnsitz oder gewöhnlicher 
Aufenthalt zum Zeitpunkt der Klageerhebung unbekannt ist.

......................................................, den ………………..                          …………………................................................ 


